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Betrifft: Aussetzung der Beitragspflicht 

Sehr geehrter Herr Spilles, 

Die SPD-Fraktion bittet den folgenden Antrag auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Rates zu setzen: 

1. Die SPD Meckenheim beantragt zu prüfen, ob die mit Dringlichkeitsentscheidung vom 25.03.2020 

beschlossene Aussetzung der Beitragspflichten im Bereich der Tagesbetreuung auch auf den Personenkreis, 

der aufgrund seiner Tätigkeit in einem Bereich der kritischen Infrastruktur auf die Notbetreuung 

angewiesen ist, ausgeweitet werden kann. 

 

2.  Die Verwaltung wird gebeten, sich auf allen Ebenen für eine angemessene Erstattung der den Kommunen 

im Zusammenhang mit dem Corona-Virus entstandenen und noch entstehenden Kosten durch Land und 

ggfs. Bund einzusetzen. 

 

Begründung: 

Die SPD-Fraktion begrüßt die gemeinsam von allen Fraktionen unterstützte Dringlichkeitsentscheidung zur 

Aussetzung der Beiträge im Bereich der Tagesbetreuung. Sie ist aber darüber hinaus der Ansicht, dass insbesondere 

auch der Personenkreis, der mit seiner Tätigkeit im Bereich der kritischen Infrastruktur die Funktionsfähigkeit des 

gesamten Gemeinwesens aufrechterhält, von der Dringlichkeitsentscheidung umfasst werden sollte. 

Vor dem Hintergrund der sehr geringen Beanspruchung der Notbetreuung dürfte mit der Ausweitung des 

Personenkreises auch keine hohen Kosten verbunden sein. Möglicherweise sind die mit der Abrechnung 

verbundenen Verwaltungskosten höher als mögliche Einnahmeverluste. 

Wobei die SPD-Fraktion grundsätzlich darauf drängt, dass die den Kommunen durch die Corona-Pandemie 

entstehenden Mehrbelastungen durch Land bzw. Bund refinanziert werden, da die Kommunen durch das ihnen 

angelegte enge Finanzkorsett keine Mehraufwendungen verkraften können. Daher sollte sich die Verwaltung auf 

allen politischen Ebenen und insbesondere in den kommunalen Organisationen vehement für eine entsprechende 

Kostenerstattung einsetzen. 

Freundliche Grüße 

  


